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Von ber Beitragspflicht ber Privatbefiger zu den Wafjerkarien 
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Mitthellungen aus der Prapls: 

a) Unter den Ausbeute Erben In g 59, Alln, 8 der Gewerbeordnung (ind nicht 
bloß Dedcenbenten, ſondern Erben mberhaupf zur verſtehen 

b) Auch Apotheker,, Perſongl“- Gewerbe erscheinen nach den Beftimnungen des $ 59 
der Gewerbeordnung und der Mlniſterlalverordnung vom 11, Jänner 1861, 
R. G. Bl. Nr. 8, übertragbar 

Zur Beleuchtung bei Momentes der Zuwelſung lin Sinne $ 19, P. 4 des Heimatd- 
geſehes in Rückſicht auf den Belpunft, zu weſchem dag Heſmatzrecht thalfechlcch 
gur Fiage gekommen it, 

Verordnung en. 

Perfonalien 

Grleblgungen 


Bon der Beitragspflicht der Urwatbeſttzer zu den 
Waſſerbauten auf Staats- oder Tandeskoften. 
Von Prof Dr. A. Th. Michel. 


Mit der A h. Entschließung vom 30. Oetober (Hofkanzletdecret 
vom 10. November) 1830 wurden „Grundfätze über das Ver⸗ 
fahren bei Waſſerbauten“ zur Richtſchnur vorgeſchrieben. Sie 
gelten vorzugsweiſe den im Concurrenzwege auszuführenden Bauten 
und werden durch das Geſetz vom 30. Mar 1869 (R. G. Bl. Nr. 9), 
betreffend die der Reichsgeſehgebung vorbehaltenen Beſtimmungen des 
Waſſerrechtes, und durch die zu deſſen Ausführung beſtimmten Landes⸗ 
gefeze aufgehoben. 

Das Normale vom Jahre 1830 kennt „Waſſerbauten für 
reine Stgatszwecke“ und erklärt, daß dieſelben ausſchlteßend auf 
Staatskoften zu vollztehen find. Dahin gehören (8 4) „insbeſondere 
alle Wafferbauten, welche ausſchließend auf den Zweck zur Befahrung 
der Flüſſe mit Schiffen oder Flößen, oder bei Grenzflüſſen gegen das 
Ausland, oder gegen Ungarn auf die Verſicherung der Ufer als Staats⸗ 
territorium gerichtet find'. Da die Stände von Steiermark fowohl 
dieſe Aufzählung der Fälle, wo die Baukoſten ganz den Staatsſchaz 
treffen, zu beſchränkt, ale auch die Beſtimmung der Fülle, wo nach 
ges der Staalsſchag einen Theil der Koſten zu übernehnten hat, 
mangelhaft fanden und auf erweiterte Beſtimmungen eiuriethen, ſuchte 


die Regierung (Hofkanzleidecret ddo. 22. September 1831) die wegen 


zu großer Belaſtung der Uferbefiser gehegten Befürchtungen mit ber 
Erklärung zu beſchwichtigen, daß der § 4 die Fälle der auf Staats⸗ 
koſten allein auszuführenden Waſſerbauten uur beiſptelsweiſe ge⸗ 
naunt und andere Fälle keineswegs ausgeſchloſſen habe, daß übrigens 
nähere ſpeolſiſche Beſtimmungen über die Mitwirkung des Staate⸗ 
rad wegen der unendlichen Verſchiedenbeit der möglichen Fälle ſich 
nicht feitiepen laſſen ſondern der beſonderen Erörterung und Würdi⸗ 
gung der einzelnen Fälle vorbehalten bleibe müſſen. Diefen Stand⸗ 


punkt dürfte die Regierung auch heute noch feſthalten, und nur darin 
iſt eine Aenderung zu bemerken, daß der früher gebrauchte Ausdruck 
„Staatzärar“ mit Rückficht auf unſere moderuen Verfaſſungs⸗ 
zuſtände die beiden geſonderten Begriffe „Reichtzmüttel“ und 
„Landesmittel“ in fich ſchließt. Die Frage nämlich, ob die Koſten 
der Waſſerbauten ganz oder kheilweiſe und mit welchen Theile aus 
Reichs⸗ oder aus Landesmkteln, ober aus beiden beſtritten werden 
ſollen, wird kaum principiell durch ein allgemeines Geſetz, ſondern unt 
von Fall zu Fall durch ſpecielle Rerchs⸗ ober Landesgeſetze, oder bei 
Gelegenheit der Feſtſtellung der Jahresprälfminarten des Reichs-, bez. 
des Landesbudgetz beantwortet werden. Doch läßt ſich auderſelts nicht 
verkennen, daß für die Uferbeſitzer eine feſtſtehende allgemeine Norm 
ſehr erwünſcht wäre, damit fie die ihnen obliegende Beltragspflicht je 
nach der Ark und dem Zwecke des Wafſerbaues ein für alle Mal 
kennen und nicht unter der Ungewißheit, wie Künftig in jedem elite 
zelnen Falle über die Mitwirkung der „Reichs- oder Landesmittel“ ent⸗ 
ſchleden werden wird, zu leiden hätten. 

Eine zweite Art von Waſſerbauten im Normale vom Jahre 
1830 find „die zur Erreichung von Privatzwecken allein 
beſtimmten Waffer bauten“. Sie waren 1 5 nur auf Koſten 
derjenigen Perfonen, welchen daraus ein Bortheil zugeht oder von 
welchen dadurch ein Nachtheil abgewendet wird, und ohne Beitrag ans 
Staatemittelu auszuführen; ſelbſt Vorſchüſſe gegen Rückerſatz hat die 
Regierung in dem oben angeführten Hofdecreſe ddo, 22. September 
1831 mit Hinweiſung auf das gegenüber auch anderen nützlichen 
Privatunternehmungen beobachtete Princip verweigert, Gegenwärtig 
fallen ſolche Bauführungen lediglich unter die Beſtimmungen des 
Waſſerrechtägeſetzes und wird unter Umſtänden für dieſen Zweck eine 
Se e zu bilden fein. Wie bekaunt, wird eine 
Genoſſenfchaft laut § 20 des Reichsgeſethez vom 30. Mai 1869 ent: 
weder durch Freie Uebereinkunft der Intereſſenten oder durch eine Ver: 
fügung der Verwaltungsbehörde (auf Grund eines Mehrheitsbeſchluſſes 
der Betheiligten) gebildet. Ueberdjes kann laut § 45 der Regierungs⸗ 
vorlage für das Landesgeſetz in einzelnen Fäſſen im Wege der Landes⸗ 
geſetigebung beftummt werden, daß „die Bildung einer Genaſſenſchaft 
ſtattfinden muß“. Möglicherwerſe gehört auch das Reich oder das Land 
zu den bei einem folchen Waſſerbaue Betheiligten, und dann können 
ober müſſen auch Ne der Genoffenfchaft beitreten. Allein das Reichs⸗ 
geſetz vom 30. Mat 1869 (vergl. 58 21, 23 und 25) kennt nur 
Grund heſitzer als Mitglieder einer Waffergenofſeuſchaft. Da nun 
auch Bauten zum Zwecke der Benützung, Leitung oder Abwehr der 
Gewäſſer aus Reichs⸗ oder Landesmittel unternommen werden, bet 
welchen das Reich oder Land nicht als Grundbeſitzer bethelligt erſchelnt, 
fo kann gegen die dabei ebenfalls betheiltgten Pripatbeſitzer die Bil: 
dung eiuer Genoſſenſchaft nicht im Verwaltungswege erzwungen, und 
deßhalb mußte in die neuen Waſſerrechtsgeſege eine beſondere Beſtim⸗ 
mung über die Coneurrenz aufgenommen werden. Dieſelbe iſt im 
§ 26 R. G. enthalten und als $ 51 wörtlich und ohne Zuſaßz in den 
Entwurf der Landesgeſetze übergegangen Sie lautet: 

„Werden Bauten zum Zwecke der Benützung, Leitung oder 
Abwehr der Gewäſſer aus Reichs⸗ oder Landesmitfeln unteruom⸗ 


— 74 
men, und gereichen dieſelben zugleich den Beſitzern der angrenzenden 
Liegenſchaften oder der benachbarten Waſſeranlagen durch Zuwen⸗ 
dung eines Vortheils oder durch Abwendung eines Nachtheils in 
erheblichem Grade zum Nutzen, fo fönnen die erwähnten Beſttzer, 
auch wenn die Grundſätze der Enteignung nach § 365 a. b. G. B. 
keine Anwendung finden, im Verwaltungswege verhalten werden, 
einen angemeſſenen Beitrag zu den Baukoſten zu leiſten. Ob der 
Bau den gedachten Perſonen in erheblichem Grade zum Nutzen 
gereiche oder erheblichen Nachtheil abwende, dann welches die Ziffer 
bed angemeffenen Beitrages jei, iſt im Verwaltungswege zu ermik⸗ 
teln und auszuſprechen, und wenn die Betheiligten ſich dabei nicht 
beruhigen, vom Richter zu beſtimmen.“ 

Aehnliche Grundſätze hat daß Normale vom Jahre 1830 für 
die dritte Art, d. i. ſolche Wafſerbauten aufgeſtellt. „welche ſowohl 
dem Staate, als auch Privatperſonen zum Nußen ge 
reichen“, deren Koſten daher von jenem und von dieſen verhällniß⸗ 
mäßig beſtritten werden ſollten. Es beſtehen aber zwiſchen den beiden 
Gefetzen auch gewiſſe Uuterſchiede. 

1. Der $ 26 R. G. Spricht von Bauten, welche aus Reichs⸗ 
oder Landesmitteln unternommen werden und entweder die Benützung 
oder Leitung oder Abwehr der Gewäſſer zum Zwecke haben. Ob es 
fi dabei um offentliche oder Privat-Gewäſſer handelt, macht 
wohl keinen Unterſchied, und obgleich das Reich oder Land in der 
Regel Bauten an oder in öffentlichen Gewäſſern herzustellen beſchließt, 
fo laſſen ſich doch N auch Fälle denken, wo durch Bauführun⸗ 
gen an Privatgewäſſern böbere Rückſichten des Gemeinwohls, z. B. 
die Salubrität eines ganzen Landſtrſchs gefördert und deßhalb die 
Ausführung aus Metchd oder Landesmitteln beſchloſfen werden dürfte. 

2. Weiters wird im § 26 vorausgeſetzt, daß der Waſſerbau zus 
gleich den Beſitzern der angrenzenden Liegenſchaften 
oder der beugch barten Wafſeranlagen') in erheblichem Grade 
zum Nutzen gereicht. Dieſer iſt zweifach: Zuwendung eines Vor⸗ 
theils oder Abwendung eines Nachtheils, wie auch ſchon in dem 
Normale vom Jahre 1830 anerkannt werben war. Neu jedoch iſt bie 
Beſtimmung, daß Nutzen „in erheblichem Grade“ aus dem 
Waſſerbaue enkſtehen muß, während bisher der Nachweis eines Nußens 
überhaupt genügte. Eine allgemeine Rorm aber darüber, wann der 
Nutzen als ein erheblicher zu betrachten ſei, läßt fi wohl in dem 
Geſetze nicht aufftellen; die Beurtheilung deſſen iſt von Fall zu Fall 
den Verwaltungz⸗, bez. den Gerichtsbehörden anheimgegeben. 

9. Der Beiſatz im § 26: „auch wenn die Grundſäße 
der Enteignung nach § 365 a. b G. B. keine Anwendung 
finden“ ſcheint uns überflülftg und unpaſſend. Zwiſchen der Ver⸗ 
pflichtung zur Beitragsleiſtung in unſerem Falle und der Enteignung 
beſteht ein weſentlicher Unterſchied. Wollte mau mit jenen Worten 
vielleicht fagen , es ſei nicht eine Bedingung der einen Anrainer tref⸗ 
fenden Beitragspflicht, daß den aus Reichs⸗ oder Landetzmitteln unters 
nommenen Waſſerbau „das allgemeine Beſte erheiſcht“? Oder ſollte 
damit gefagt fein, daß der für den Amainer als ſolchen erwachſende 
Vorthell nicht gerade auch ein Nupen für das Allgemeine zu ſein 
brauche? Uns ſcheint die Beitragöpflicht durch den Nupen rechtlich 
begründet, welcher den Privatbeſigern auch ohne ihren Willen ver⸗ 
ſchafft wird, und das Reich oder Land, welchetz den Bau ausführt, 
iſt 155 ein Geſchäftsführer ohne Auftrag ($$ 1035 ff. a. b. G. B.) 
anzuſehen. 

; 4. Im $ 26, wie auch in dem Normale vom Jahre 1830, ift 
nur von Baukoſten die Rede Dennoch dürften die mitbetheiligten 
Privatbeſizer auch zu den Erhaltungskoſten verhältnißmäßig bei⸗ 
zutragen verpflichtet fein. Die Erhaltung eines alt nothwendig oder 
nützlich erkannten Wafferbaues liegt wohl im Intereſſe aller derjenigen 
Perſonen, welche die Koſten der Herſtellung beſtritten haben; durch 
die Vernachläffigung der Conſervationzarbelten darf der Zweck des 
früher gemachten Bauaufwandes nicht vereitelt oder die Nothwendig⸗ 
keit von um fo größeren Reconſtructionsarbelten in der Zukunft ber⸗ 
beigeführt werden. Eben deßhalb wird in den von Waſſergenoſſen⸗ 


) Dag Normale vom Jahre 1830 kezeichnete als beilragspflichtige Prvat- 
intereffeuten vorzugeweiſe bie Slufanzainer, d. h. jene Perſonen, „bereu Real: 
beſitzthum inner dem Inundationsgebiete gelegen iſt“, und zwar „außer den unmitlel. 
baren Genndbeſißern auch die Grund und Aefentohrigfeiten nach dem Berhättniffe 
ibres Nupantfeile an den bezeichneten Geknden und Realitäten“. Auch jene Sffent- 
lichen Sonde, welche, alſchon unter Verwaltung der Staalsbehörden ſteßend, nach 
den Ghunbjfigen bes Privatrechts abminiſteict werden, ſind in Bezjehnng auf Waſſer⸗ 
bauen wie andere Pelvatezu behandeln. 


ſchaften handelnden Paragraphen unſeres Geſetzes den Mitgliedern 
ausdrücklich die Berpflichtung aufgelegt, zu den Kosten fowohl der 
Herſtellung, als auch der Erhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen 


beizutragen, 
5. Im Verwaltungswege iſt zu ermitteln und auszu⸗ 
ſprechen: 


a) ob der aus Reichs⸗ oder Landesmitteln unternommene Bau zu⸗ 
leich den Privatbeſitzern zum Nutzen gereiche oder von ihnen 

Rachel abwende, und 

b) weldes die Ziffer des von ihnen zu leiſtenden angemeſſenen 

Beitrages ſei. 

Da nun der § 26 R. G. Vorſchriften über das in ſolchen 
Fällen zu beobachtende Verfahren der politiſchen Behörden nicht ent= 
hält, jo muß dafür von der Landesgeſetzgebung geſorgt werden. Allein 
die bezügtiche Regrerungsvorlage enthält ebenfalls derlei Vorſchriften 
nicht; die Beſtimmungen des VI. Abſchnittes derſelben „Von den Be⸗ 
hörden und dem Verfahren“ paſſen nicht auf die hier beſprochenen 
Fälle; einſtweilen müßte alſo auch nach dem Normale vom Jahre 
1830 vorgegangen werden. 

6. Wenn die Betheiligten ſich bei dem, was im Verwaltungs⸗ 
wege ermittelt und ausgejprochen worden tft, nicht beruhigen, jo hat 
der Richter zu beſtimmen. Nach dem Wortlaute des § 26 R. G. 
iſt der Gegenſtand der gerichtlichen Beſtimmung eben derſelbe, über 
welchen ſich bereits die Verwaltungsbehörde ausgeſprochen hat, alſo nicht 
bloß die Größe des von den Privatbeſizern zu leiſtenden Beitrages, 
ſondern auch die Vorfrage, ob und in welchem Grade der Waſſerbau 
dieſen Perjonen zum Nutzen gereicht. In dieſer Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes erblicken Manche eine ſehr wichtige Neuerung, weil bisher in 
ähnlichen Fällen und namentlich bei Exproprigtivnen der Eiviltichter 
nur über die Entſchädigungsfrage, nicht auch über die von öffentlichen 
Ruückſichten abhängige Vorfrage zu erkennen hatte. Allein dasſelbe 
Prinetp war auch ſchon in dem Normale vom Jahre 1830 ausge⸗ 
ſprochen, nur dürfte es in der Praxis ſelten in Anwendung gekom⸗ 
men ſein. 

Der 9 12 des Normales trägt der politiſchen Behörde auf 
jedem Privatintereffenten den auf ihn entfallenden Beitrag und den 
Maßſtab der Berechnung in einem gehörig verfaßten Ausweiſe bes 
fanntzugeben. Sollte ſich nun ein Intereſſent duch) dieſe Berechnung 
feines Beitrages oder dez Maßſtabes der Ausmittlung beſchwerk fine 
den, ſo ſteht es ihm frei, binnen 14 Tagen um „eine gericht⸗ 
liche Würdigung des auf ihn angewendeten Maßſtabes“ 
auzuſuchen, welche in jedem Falle zu bewilligen it, und nach deren 
Auczſpruch ſich zu benehmen fein wird, ohne einen weiteren Rechtszug 
oder Beſchwerde zuzulaſſen. Da nun zum Maßſtabe der Beitragtz⸗ 
leiſtung (§ 11) der Capitalswerth dienen ſoll, um welchen die Grunde 
ſtücke oder Realitäten eines jeden einzelnen Intereſſenten entweder 
poſitiv (durch Vermehrung desſelben) oder negativ 5 Vermeidung 
ihrer Abwerthung) erhöht werden, fo iſt die erwähnte Vorfrage auch 
nach dem bisher geltenden Geſetze der richterlichen Beurthellung zuge⸗ 
wieſen, und enthält alſo der $ 26 R. G. keine Neuerung. 

Indeſſen ſehlen auch in dieſer Beziehung die nothwendigen Vor⸗ 
ſchriften über daz zu beobachtende Verfahren. Wie kommt der 
Richter in die Lage, das zu „beſtimmen“, worüber ſich bereits die 
Verwaltungsbehörde ausgeſprochen hat? Welches Rechtsmittel ſteht den 
Betheiligten zu Gebote, welche ſich bet dem Ausſpruche der Verwal⸗ 
tungsbehörde nicht beruhigen, und binnen welcher Frift muß von die⸗ 
ſem Rechtsmittel Gebrauch gemacht werden? Dieſe und ähnliche Fra⸗ 
gen find weder im § 26 R. G., noch in der Regierungsvorlage des 
Landesgeſetzen beantwortet. Einſtweilen müßte man ſich wohl an die 
Beſtimmungen des Normale vom Jahre 1830 halten. 

Dort iſt (f oben) von der gerichtlichen Würdigung des auf 
den Privatlutereſſenten angewendeten Maßſtabes die Rede und unter 
dieſer Würdigung hat man, wie aus den 89 12 und 13 hervorgeht, 
eine gerichtliche Schätzung zu verſtehen. Wahrſcheznlich will der 9 26 
R. G. das Nämliche. 


(Schluß folgt 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Unter dem Ausdrucke „Erben“ in § 5, Alin, 3 der Gewerbe 
ordnung find nicht bloff Descendenten, ſondern Erben über⸗ 
haupt zu verſtehen. 

b) Auch Apotheker ⸗,Perſonal“ Gewerbe erſcheinen nach 
Beſtimmungen des $5n ber Gewerbeordnung und der Mi 
ſterialverorbnung vom 11. Jänner 1861, N. G. Bl. Nr. 8, 
übertragbar. 


Karl W., Inhaber des Apothekerperſonalgewerbes in P. iſt im 
November 1870 geſtorben, und zwar im ledigen Stande, und hat 
in feinem ſchriftlichen Teſtamente die beiden minderjährigen Kinder 
Henriette und Adalbert des Gustav T. in L. zu Univerſalerben feines 
Nachlaſſes eingesetzt. Guſtar T. als väterlicher Curator ſeiner minder⸗ 
jährigen Kinder ſtellte hierauf bei der Bezirkzhauptmannſchaft in P. 
bad Anfuchen: a) auf Grund der dem Karl W. ertheilten Conceſſion 
die Foriführung des Apothekerperſonalgewerbes zu Handen der minder⸗ 
jährigen Erben Henriette und Adalbert T. bit zu ihrer Großjährigkeit 
durch den von ihm beſtellten Magister der Pharmacie Julins H. nach 
§ 59 der Gewerbeordnung und der Miniſterialverordnung vom 
11. Jänner 1861 zu geſtatien, oder b) falle die Erwerbung, reſp. 
Uebertragung der Eonceffion an die minderjährigen Erben geſeßlich 
vorgeſchrieben ſein ſollte, die Uebertragung der Gonceffion an die mis 
derſährigen Erben zu veranlaſſen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in P. hat dem Alternativ-Anſuchen 
nach beiden Richtungen mich! stattgegeben und erklärt, daß die Fort⸗ 
führung der öffentlichen Apotheke auf Rechnung der Nachlaßerben nur 
bis zur Zelt der Wiederverlehung des nunmehr durch den Tod erlo⸗ 
ſchenen Apotheker⸗Perſonalbefugniſſes zuläffig ſei. 

Die Statthalterei beſtättgte uber den dagegen von Gufta T. 
ergriffenen Recurs den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid, „weil 
nach $ 59 G. O. eonceſſtonirte Gewerbe, zu welchen die Apotheker 
gewerbe gehören, nur auf Rechnung der Witwe oder der minder 
jährigen Erben, unter welchen nur Deßcendenten verſtanden werden 
konnen, Bid zur erreichten Großjährigkeit auf Grundlage der alten 
Conceſſion fortgeführt werden Minen und mit Zugrundelegung der 
A. h. Entschließung vom 26. November 1824, beziehungsweiſe des 
Hofkanzleidecretes vom 9. December 1824, 8. 35.822, rückſichtlich der 
Verleihung, Uebertragung und Verpfändung der Gewerbe feſtgeſetzt 
worden iſt, daß Apotheler⸗Perſonalgewerbe, d. h. joldhe, welche bloß 
auf die Perſon des Anwerbers verliehen werden, mit feinem Tode, 
ſobald er unverehelicht ſtirbt, ſogleich erloſchen, und weil Perſonal⸗ 
gewerbe weder erblich noch verkäuflich, und ebenſowenig einer Ver⸗ 
pfändung oder einer Schuldvormerkung fähig ſind.“ 

Im Minifterialrecurſe führt Guſtav T. an: Die Identifieirung 
der Worte „minderjährigen Erbe dez Erblaſſers“ mit „Descendent“ 
jet ſchon nach der grammatiſchen Auslegung unzuläſſig; ebenſo nach 
der logiſchen Auslegung, weil die Gewerbeordnung in der Abſicht ers 
Aalen wurde) die gewerbliche Betriebſamkeit möglichſt zu erleichtern, 
und durch die gemäß A. h. Entſchließung vom 5. Jänner 1861 ge⸗ 
ſtattete Anwendung der § 58 und 59 G. D. auf das Perſonal⸗ 
Apothekergewerbe offenbar der A. h. Enlſchließung vom 26. November 
1824, in ihren Hauptbeſtmmungen wenigſtens, derogict wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 8. April 1871, 
3.1836, die Statthaltereientſcheidung behoben und die angeſuchte 
Fortführung diefes Apothekergewerbeß fur Rechnung der minderjähri⸗ 
gen Erben Henriette und Adalbert T. auf Grund der Gonceffion des 
Erblaſſers bis zur erreichten Großjährigkeft durch einen zur Führung 
der Apotheke qualtfieirten und der Behörde zur Genehmigung anzu⸗ 
zeigenden Proviſor im Sinne der Verordnung des Staattzminiſteriums 
vom 11. Jänner 1861 (R. G B. Nr. 8) und der 88 58 und 59 
der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 geſtattet. Aus ſolgen⸗ 
den Gründen: „Nach der Staateminiſterialverordnung vom 11. Jän⸗ 
ner 1861 (R. G. B. Nr. 8) haben die $$ 58 und 59 der Gewerbe⸗ 
ordnung auch bei den Apothekergewerben in Anwendung zu kommen 
und es if ſomit nach dem dritten Abſatze dez § 59 der Gewerbe⸗ 
ordnung geftattet, ein Apotheker⸗Perſonalgewerbe für Rechnung ber 
minderjährigen Erben bis zur erreichten Großjährigkeit auf Grundlage 
der alten Conceffion fortzuführen. Unter dem Ausbrucke „Erben“ find 
teſtamentoriſche, geſetzliche und vertragsmäßige Erben zu perſtehen, und 
es iſt eine Einſchränkung dieſes Ausdruckes auf die „Deöcendenten" 


75 


nicht gerechtfertiget. Ebenſo erſcheinen die Beſtimmungen des Hof⸗ 
kanzleidecretes vom 9. December 1824, 3. 35.822, bezüglich der Ueber⸗ 
tragung der Perſonal⸗Apothekergewerbe durch die Beſtimmungen der 
Staatsminiſterialverordnung vom 11. Jänner 1861 (R. G. B. Nr. 8) 
und des § 59 der Gewerbeordnung modificirt.“ Kl. 


Zur Beleud) 
P. u des H. 
welchem das 


des Momentes der Zuweiſung im Sinne $ 10, 
tegeſetzes in Rückſicht auf ven Zeitpunkt, zu 
naterecht thatfachlich zur Frage gekommen iſt“). 


Bei der Verhandlung über die Zuſtändigkeit des Franz W. 
konnie weder ein Heimatstecht noch ein anderes Moment der Zuwei⸗ 
ſung als Heimatsloſer ermittelt werden, als das des § 19, P. 4 des 
Heimatsgeſeßeß. Ueber die Frage aber, auf welche Gemeinde dieſes 
Moment zutreffe, konnte bei den politiſchen Behörden in zweiter In⸗ 
ſtanz keine Uebereinſtimmung erzielt werdeu. 

Die in Frage gekommenen Umſtände waren folgende: Franz W. 
hat ſich am 18. Sepiember 1869, wie er angab über Aufforderung 
der Gendarmerie (doch konnte darüber nichts conflatirt werden), au 
die Gemeindevorſtehung Haag, politiſcher Bezirk Amſtetten in Nieder⸗ 
österreich, gewendet, dort angegeben, daß er ſein von der Bezirkshaupl⸗ 
mannſchaft Bregenz, wohin er zuſtändig ſei, ausgeſtelltes Arbeitsbuch 
verloren habe und um die Ausſtellung eines Certificates zur Reiſe 
nach Haufe gebeten. Das Certificat wurde ihm ausgeſtellt. Zwolf 
Tage ſpäter wurde Franz W. in Schwanenſtadt, politiſcher Bezirk 
Vöflabruck in Oberöſlerreich, wegen eines Erceſſes arretirt und an bie 
Bezirkshauptmannſchaft Voklabruck eingeliefert. Da von Bregenz, wo⸗ 
in man Franz W. abſchieben wollte, die Nachricht einlief, Franz W. 
et dorthin nicht zuſtändig und dort unbekannt, wurde dem Vaganten 
nach vorläufiger Einvernehmung desſelben von der Bezirkshouptmann⸗ 
ſchaft Voklabruck ein Paſſirſchein auf vier Wochen ausgeſtellt, „da 
fein Anhaltspunkt zur Fortführung der Zuſtändigkeſtsverhandlung vor⸗ 
liege und dieſe Angelegenheit auch außer dem amtlichen Intereſſe ber 
Bezirkshauptmannſchaft liege“. Im Februar 1870 wurde Franz W. 
wieder in der Gemeinde Wiedorf, politiſcher Bezirk Amſtetten in 
Niederoſterreich, wegen Bettelns aufgegriffen und mit Rückſicht auf 
den bei ihm vorgefundenen Paſſitſchein nach Voklabruck abgeſchoben. 
Nun erſt leitete die Bezirkshauptmannſchaft Völlabruck eine erſchs⸗ 
pfende Zuſtändigkertsverhandlung ein, welche lediglich zu dem Eingangs 
erwähnten Reſultate führte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft Amſteften entschied (nachdem die 
Gemeinde Haag die Echtheit des von ihr am 18. September 1869 
ausgeſtellten Certificates anerkannt hatte), Franz W. werde nach der 
Beſtimmung des § 19, P. 4 bed Heimatsgeſetzes der Gemeinde Haag 
zugewieſen. 

Im Recurſe gegen dieſe Entſcheidung machte die Gemeinde gel⸗ 
tend, Franz W. ſei in Hang nicht „aufgegriffen“ worden, da er hi 
dort ſelbſt um Anöftellung eines Reſſecertiftcateß gemeldet habe, welche 
ihm allerdings ungeſetzlich ausgeſtellt worden ſein mag. Aber auch 
in dem Falle, als dort eine Aufgrelfung ſtattgefunden hätte, käme 
819, P. 4 nicht auf die Gemeinde Haag zur Anwendung, nachdem 
die Zuſtändigkeit des W. erſt in Schwanenftadt, bezlehungsweiſe erſt 
in Folge der Aufgreifung des Franz W. in Schwanenſtadt vor ber 
Bezirkshauptmannſchaft Vöklabruck zur Frage gekommen ſei. Es ſei 
daher nur die Gemeinde Schwanenſtadt als Zuweiſungsgemeinde im 
Süme der geſetzlichen Beſtimmung anzuſehen. 

Im Simne dieſer Einwendung und um die Zuweiſung des Franz 
Wa nach Schwanenſtadt zu veranlajfen, wendete ſich die niederoſter⸗ 
reichiſche Statthalteret in Folge det Recurſes an die Statthalterei in 
Oberoſterteich. 

Die oberöſterreichiſche Statthakterel konnte ſich den Argumenka⸗ 
tionen der niederoſterreichiſchen Statthalterei nicht anſchließen und 
machte hiegegen geltend: Nach 8 19, P 4 des Heimatsgeſetzes fe 
nicht das „Aufgreifen“ das enifcheibende Moment, ſondern der Um⸗ 
ſtand, wo Jemand zur Zeit des in Frage gekommenen Heimatzrechtes 
„angetroffen“ worden iſt. Der Umſtand, daß die Gemeinde Haag, 
welche der politiſchen Bezirksbehörde von dem Anſinnen deb Frang W. 
hätte Anzeige machen follen, durch dieſen incorrecten Vorgang die 


*) Bergl, die Mitſheilungen in Nr. 14, S 50 des Sahraange 1869 und in 
Nr. 9, S. 31 bes Jahrgangs 1870 biejer Zeitfhrift. 


weitere Amtshandlung in der Sache vorläufig vereitelt habe, könne 


einer zweften Gemeinde nicht zum Nachtheile gereichen. Es müſſe 
vielmehr das Heimatsrecht des MW. ald ſchon am 18. September 1869 
in Haag in Frage geftelli betrachtet werben. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Enlſcheidung vom 3. Jän⸗ 
ner 1871, 3. 16.580, in Gemäßheit § 40, Alin. 4 des Heimats⸗ 
geſeßes erkannt: „Frauz W. werde mit Rückſicht darauf, daß fein 
Heimatsrecht thatſächlich erſt zur Frage gekommen iſt, als derſelbe in 
Schwanenſtadt angetroffen wurde, nach $ 19, P. 4 des Hekmatsgeſetzes 
der Gemeinde Schwanenſtadt zugewjeſen“. 7 


Verordnungen. 


Erlaß des I. T. Miniſteriums für Landes bertheibigung ddo. 30. Marz 1871, 
Nr. 39421131 TI, betreffend die Berechnung der Zahl der zur Nachſtellung 
Vorhemerkten. 


Zur Erzielung eines gleichmäßlgen Vorganges bei der Nachweiſung der zur 
Nachſtellung vorgemerkten Stellungspflichttgen und um die nothwendige Uebereim. 
stimmung zwiſchen den diesfälligen von den polftſchen und militöeiſchen Ergänzungg⸗ 
behörden vorzulegenden Angweiſen zu erlangen, {and dos k. k. Relchskriegemimiſtertnm 
mit dem sub Nr. 1600, Abtheklung 2, ex 1871, an ſämmlliche General- und Mil 
tär-Commanden gerichteten Erlaſſe iim Hinblicke auf die Beſtimmungen des $ 96, 2 
der Suftruchton zur Ausführung ber Mehrgefeße zu verordnen, daß in Hlakunſt auch 
von Selle der milltäriſchen Ergzänzungöbehörden dle zel ber regelmäßigen Stellung 
nicht erfehlenenen Steſlungspftichtigen erft nach der am Schluſſe betz Steſlungsjahres 
vorzunehmenden Gontingentzabrechmung in das Vormerkönch der Abweſenden einzu 
ſleſlen kommen. 

In dieſem Kalle wurde bemerkt, daß, wenngleſch die Contingentzab rechnung 
nach $ 94 ber erwähnten Inſtructlon innerhalb der erſten 14 Tage bei Monatg 
Zönner auszuführen iſt, doch das Ergebulß biefer Contingentsabrechnung in bein 
nach § 100, 3 ber Inftruction zu verfaffenben Rückſtandg. und Nochſtellungzauchweſſe 
für dle Periobe vom 1. bis 81. December jeden Jahreß erfichtllch zu machen und auch 
die Heberſicht über bie mit Ende December jeden Jahres noch zur Nachſtellung in her. 
Vormerkung Verbliebenen (Muſter XXV I der Juſtructlon) gleichfalls mit Rückſicht auf 
das Ergebniß der Contingenksabrechmung zu verfaſſen iſt. 

In ben monatlichen Rückſtands. und Nachſtelluugsauspwelſen der militärlſchen 
Etgänzungsbehbrden Fonmt ſonach nach dem Schluſſe der Steſlungeperiode bis Ende 
November jeden Jahres nur ble Zaft jener zur Nachſteſtung vorgemerkten Stellung. 
pflichtigen nachzuweiſen, welche bel den vorangegangenen regelmäßigen Stellungen 
nicht erfehienen find und im Bormerfbirche fer bie Abweſenden geführt werden. 

Hievon wird die Landegbehbrde mit dem Bemerken in die Kenntnüß gesetzt, 
daß in den nach $ 99, 3 der Inſtruelſon von den Steſkungetzehörden für die Periode 
vom 1. bis 81. December, dann von der Londegſtelle für die Beit vom 1. Oetober ble 
Ende December jeden Jahres vorzulegenden Nachweſe gleichfalld bie von der letzten 
regelmäßigen Stellung Ausgebllebenen und noch Machzuſtellenden einzubeziehen find und 
die mit Ende Junt und Sepfember jeden Jahres abzuſchlfesenden Quartolsnachwelſe 
nur die Jahl jener zur Nachſtellung Vorgemerkſen auszuzelgen haben, welche nicht erſt 
von der legten, fonbern von ben voranggegongenen Stellungen anägebtiehen find 

Hiedurch wurd bie Anordnung, daß bezügllch der von der leßlen Stellung 
Ausgebllehenen von den pafitifchen Behörden abgeſouderte Nochwelſe vorzulegen find, 
nicht alterirt 


Verordnung des Miniſters deb Innern vom 5. Munuft 1870, Z. 5077 / M. J., 
on alle Landesſtellen, beireſſend Geſchüftspereiufachung bei den Polſtiſchen 
Behörden in Rlickſicht auf die Zweige der Finanzverwoltung. 


Der Herr Finauzminlſter hat behufd der Vereinfachung des Geſchäftegonges 
hei den Bezirkshauptmannſchafteu die unterſtehenden Finanzbehörden angewleſen, daß 
die mehrfach beſlehende Gepflogenheit, ſich ftatt des directen Berkehreß mit den Par⸗ 
telen an die Begirkshauptmannſchaften um deren Verſtändigung zu wenden, in Zur 
kunft abzufiellen, und blernach bie Ausfertigung der bezliglichen Veſchede in jedem 
Falle an die Partelen feloft zu veranfaffen fei, 

Zugleich hat der Herr Finangıniniiter feine Zuſtimmung gegeben, daß 
Seite der Finanzbehörden rßicſſchtlich der Gefällobezirksgerſchte die Zuſteflung en 
Verordnungen und Shafurtheilen, ferner die Einhebung von Straſgeldßeträgen oder 
dle Conſtatirnug ihrer Uneinbringlichleit, endlich die Verlautbarung von Kuud⸗ 
machungen, inſaſerne dieſe Amtzhandlungen nach den 8 830, 899 und 894 des 
Gefälleftrafgefepes von der pofitifchen Oetsobrigkell vorzunehmen finb, nicht mehr im 
Wege der Bezufähauptmannichaften, ſondern fit? unmittelbar durch die Gemein de. 


Deal der L. Wiener Zeitung, 
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vorfefungen veranlaßt, und daß die Mitwirkung ber potitiichen Beziefshehörben nur 
bort, wo es ahfofıt erforderlich und erft dann in Anſpruch genommen werde, wenn bie 
Finanzbehörben durch namitkelzaren Verkehr mit den Gemeinbeänteen nicht zum 
Ziele kommen sollten. 

Godlich Hat ſich der Herr Binanzminifter vorbeholten, über bie Behandlung 
der Recurfe in directen Slenerſachen ähnliche Beſttmmungen zu erlaffen , wie ſie mit 
der Migiſtetiolperordnung vom 30. Anguſt 1868 (A. G B. Nr. 124) rüegſchtlich 
der Angelegenheiten der patitifchen Verwaltung feſtgeſeßt worden ſind. 

Ich bechre mich, E... hievon in die Kenntnif zu ſeßen, und im Hlablic 
auf bie Wichtigkeit und die eruften Folgen, von welchen die Gefäſsangelegenheſten 
für bie betheiligten Personen häufig Begleitet And, das Etfuchen Beigufügen, dafür 
gefälligft Sorge tragen zu wollen, daß ben Gemeindevorſtehungen, inſoneſt fie nun. 
wehr noch ben bestehenden Geſeßen die politlſchen Ortänbrigteiten vepekſentfteu, nicht 
uur bie antheniiſche Ausfertigung der Bestätigung über die erfolgte Zaſtenung, ſon. 
dern ouch die gewiſſenhakte und rechtzeitige Erfüllung der diesfalls an fie gelungenen 
Anſuchen zur Pflicht gemacht werde. 


Verordnung des Mimiſters des Innern vom 17. Aprtl 1871, Z. 5054, betref⸗ 
fend hie Competenz der politiſchen Behörden zur Executton ber Forſtfrevelſchaden⸗ 
erſütze. 


In Eſupernehmen mit dem k.? Juſttzmiulſterſum und mit dem k. k. Ackerbau 
minffterium bechre ich mich, Euer ., zu eröffnen, daß zur Gzesution der von den 
pollliſcen Behörden im Wege von Forſtftevel. Snoferkenntnlſſen zugesprochenen 
Schabenerſätze in Gewäßßhet bed $ 1 ber Tatj, Verordnung vom 20. April 1884, . 
l Nr. 96, Die pollllſhen Behörden Innerhalb jener Grenzen berufen ind, inner. 
halb deren ihnen überhaupt nach den beſtehenden Geſetzen das Recht zur Durch 
Führung der Execution zufteht. 

Ich erſuche Euer .... von biefer Belehrung, welche von Selle det k. k. 
Zuftigminlftertums auch den Gerichten zugehen wird, die unterſtehenden pollliſchen 
Behörden ber 1. Juſtanz enlſprechend verflänbigen zu wollen. 


Perſonalien. 


Seine Maleſtäl haben den Hofe und Minlfteriafrotie tm Minifierinm bes 
Aeußern Anton Ritter Hammer v. Nemesbany als Ritter des k. ungar. St. 
Stephan, Ordens den Frelherraſtand verliehen 

Seine Maleſtät haben dem k k. Oberbanrathe Johann Romang alz Milter 
des Ordene der eifernen Krone IIl. El. den Mlbierftand mil zem Prödiegte „von 
Runge“ verliehen. 

Seine Majeftät haben geſtattet daß dem mit Titel und Charakter eines Statt 
halteresrathes bekleſbelen Vorſtand bes Kärntner Enndesregiecungd: Renungdbeparie- 
meld Meng Burger anläßlich der Peuſtonfrung beöfelben dle A. 5. Juftledenheit 
ausgedrückt werbe. 

Seine Majeftät haben dem penfionieten Slatthalterel Offtelal in Brünn Ernſt 
v. Rung en dag goldene Verdienstkreuz verliehen 

Seine Majefiit abe dem Eonfirkaragenten in Preveſa Leopold Sachs l das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeftät hoben den Hofſeeretkr des gemelnfomen oberſten Rechnung 
hofes Anlon Ritter b. Petz zum Hoftathe bafelbft ernanırt, 

Seine Maſeſtäl haben die Uebernahme des Sectionsraihed beim unaarifchen 
Miuiſterſum am U. 5. Hoflager Julius Szent⸗ György de Nagy-Mäpolt in 
das Oremfum bed gemeinfamen Pberſſen Nedinnugahofes genehmigek und demſelben 
den Titel und Charakter eines Hoftathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät Haben dem Bezirkshauptmanne I. GI. Theodor Freiherrn von 
Bpulleg-Ruſſig bei deſſen Penflonirung den Titel eines Statihaltereivathen lag⸗ 
frel verliehen. 

Seine Majeſtät hohen dem Mimſtertalconcipſſten det Handelsminiſterlunis 
Döcar Ritter v. Stahl und Dr. Heinrich Edlen v. Wittek tazfrei den Titel unb 
Charakter von Minffterialfecretären verliehen. 

Seine Mofettät haben hen bishertgen Enſtosadjunelen der Gemälbereflautire 
ſchule im Beluebere Carl Schellein zum Vorſtande diefer Anſtalt mil dem ‚Titel 
uad Range eines k k. Euftos ernannt, 

Der Minifter des Innern hat den Oteringentenr Ambros Elſele zum Bou. 
rathe, den Ingenteur Otto Ritler v. Wolfokron zum Oberugentenr und den Ball. 
abjuncten Franz Dutch zum Ingenfenr für den Slaatabaudlenſt in Kärnten ernannt. 

Der Migiſter und Leiter deg Ackerbauminiſternume hat den bei der balmatini⸗ 
ſchen Statthafterel ald Forſtrath dienenden Hermann Ritter b. Guttenberg zum 
Vorſtinſpector für Dalmatıen, unter Belaffung feines Titels als Forſtrath, ernannt 


terledigungen. 


6 Ausbilfstechnifer⸗Poſten für den bauamtſichen Dienft der Commune Wlen 
ar längere Zeit gegen Taggeld von 3 fl. (Amtaßl Nr 115.) 

Finanzeonaniſſarsſtelle 1, El, ber ber f. k. Steneradminiſtration in (ray mia 
1400 fl. Jabresgehall, bis 24 Mar (Amtabl, Ne 118) 

2 Plaktſcantenſteuen veim Hauptpunzirungsamte gegen Taggeld von 1 M 
25 kr (Amtäsl. Nr 118.) 

Rechnungdrathäftelfebeim Rechnungadeparteiwenl der k.k. Stnanzlandesdirection 
in Wien mit 1600 fl. Gehoft (enentuell mit 1300 fl. jährlich und 300 fl. Duartier« 
geld bis Erbe Mai, (Inte te 11) 


Für den Orud veranhorilic C. Piftort, 


